
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sebastian Münzenmaier, Marc 
Bernhard, Roger Beckamp, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/1259 –

Bauliche Situation und Entwicklung an den Bahnhöfen in Rheinland-Pfalz

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach Ansicht der Fragesteller sind zahlreiche Bahnhöfe in einem besorgnis-
erregenden Zustand. Zu dieser Erkenntnis kam nunmehr offenbar auch die 
Bundesregierung, wenn etwa bis ins Jahr 2031 allein in Rheinland-Pfalz fast 
90 Prozent aller Bahnhöfe und Haltestellen einer Modernisierung zugeführt 
werden sollen (https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/koblenz/moder
nisierung-bahnhoefe-rlp-100.html).

Dementsprechend sieht auch der Koalitionsvertrag zwischen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP vor, dahin gehende Bahnhofsprogram-
me zu bündeln und zu stärken (https://www.bundesregierung.de/resource/blo
b/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2
021-data.pdf?download=1, S. 49).

Bereits in der 19. Wahlperiode bestehende Bahnhofsprogramme sind etwa das 
„BahnhofskonzeptPlus (https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/E/stark
e-schiene/bahnhofskonzeptplus.html) sowie die Förderinitiative zur Attraktivi-
tätssteigerung und Barrierefreiheit von Bahnhöfen (https://www.deutschebah
n.com/de/konzern/bahnwelt/bauen_bahn/Bahnhofsbauprogramme-6874486).

Zur Frage der (objektiven und subjektiven) Sicherheitssituation rund um 
Bahnhöfe wurden ebenfalls Studien aufgesetzt, etwa die mit 930 000 Euro 
ausgestattete Studie „SiBa: Sicherheit im Bahnhofsviertel“ (https://www.sif
o.de/sifo/shareddocs/Downloads/files/projekumriss_siba.pdf;jsessinid=969442
0C328B65FB882033CA0925F2FC.live382?__blob=publicationFile&v=1). 
Darüber hinaus wurden entsprechende Erhebungen zu Sicherheitsempfinden, 
Sicherheitskommunikation und Sicherheitsmaßnahmen gefördert (https://ww
w.sicherheit-forschung.de/forschungsforum/schriftenreihe_neu/sr_v_v/Schrift
enreihe_Sicherheit_27.pdf). Auch bauliche Maßnahmen von Bahnhöfen spie-
len demnach eine Rolle für das Sicherheitsempfinden der Fahrgäste (ebd., 
S. 17 f.) Das Thema der sogenannten Angsträume war in der 19. Wahlperiode 
ebenfalls Gegenstand u. a. baupolitisch relevanter Debatten, etwa in der Stel-
lungnahme der Bundesregierung zum Baukulturbericht 2020/21 der Bundes-
stiftung Baukultur (Bundestagsdrucksache 19/20770, S. 77 f.) sowie im Be-
richt des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
zur Lichtverschmutzung (Bundestagsdrucksache 19/22433, S. 51). Soweit die 
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Fragesteller Bezug auf die Deutsche Bahn nehmen, sind stets sämtliche etwaig 
relevanten verbundenen Unternehmen usw. mitgemeint.

 1. Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung gegenwärtig 
hinsichtlich der im Koalitionsvertrag getroffenen Vereinbarung, Bahn-
hofsprogramme zu bündeln und zu stärken (vgl. Vorbemerkung der Fra-
gesteller; bitte mit Bezug auf die Bahnhöfe bzw. den Zugverkehr in 
Rheinland-Pfalz ausführen)?

Die Bundesregierung bündelt mit dem BahnhofskonzeptPlus die Bahnhofspro-
gramme. Im Fokus stehen die Attraktivitätssteigerung und die Barrierefreiheit 
von Personenbahnhöfen. Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
(BMDV) gestaltet das Programm in folgende Säulen:
1. Umsetzung Planungsvorrat Barrierefreiheit;
2. Beschleunigung Barrierefreiheit;
3. Attraktivitätssteigerung.
Ergänzt wird das Programm um zwei weitere Investitionsschwerpunkte:
4. Sofortprogramm für attraktive Bahnhöfe (Laufzeit 2020 bis 2021);
5. Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung III.
Damit setzt das BMDV ein bis 2030 reichendes vielschichtiges Bahnhofspro-
gramm um und macht gemeinsam mit der Deutschen Bahn AG (DB AG) deut-
lich mehr als 1 000 Bahnhöfe für die Fahrgäste attraktiver.

Folgende Verkehrsstationen in Rheinland-Pfalz
werden durch die Säulen 1 bis 3 ertüchtigt:

Verkehrsstation
Förderprogramm

Alzey Säule 1
Bingen (Stadt) Säule 1
Pfalzel Säule 1
Bad Münster am Stein Säule 2
Saarburg (Bz Trier) Säule 2
Monsheim Säule 2
Grünstadt Säule 3
Neustadt (Weinstraße) Hbf Säule 3

Für eine zweite Tranche der Säule 3 befindet sich BMDV derzeit in Abstim-
mung mit DB Station&Service AG und dem Eisenbahn-Bundesamt.

 2. Welche auf die Flutkatastrophe 2021 zurückführbaren Beeinträchtigun-
gen des Bahnverkehrs und insbesondere der Bahnhofsgebäude in 
Rheinland-Pfalz sind bis heute zu verzeichnen, und wann ist nach Ein-
schätzung der Bundesregierung mit dem Abschluss entsprechender In-
standsetzungsmaßnahmen zu rechnen?

Durch die Flutkatastrophe sind sowohl im Ahrtal als auch in der Eifel erhebli-
che Schädigungen am Gleiskörper und der Bahnhofsinfrastruktur entstanden. 
Auf der Eifelstrecke zwischen Trier-Ehrang und Auw an der Kyll konnte der 
Zugverkehr wieder aufgenommen werden. Im Jahresverlauf sollen weitere 
Streckenabschnitte in Betrieb gehen. Die in der Eifel notwendigen Instandset-
zungsmaßnahmen an den Stationen sind bereits in großem Umfang umgesetzt 
oder werden bis zum Ende dieses Jahres abgeschlossen.
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Im Ahrtal konnte der Streckenabschnitt zwischen Remagen und Walporzheim 
eingleisig wieder in Betrieb genommen werden. An der vollständig zerstörten 
Station in Heimersheim wurde dabei ein provisorischer Bahnsteig errichtet. Im 
hinteren Streckenabschnitt zwischen Walporzheim und Ahrbrück sind die Schä-
digungen am Gleiskörper durch das Hochwasser so massiv, dass die erforderli-
chen Arbeiten an den dortigen Verkehrsstationen erst zusammen mit den Arbei-
ten zur Wiederinbetriebnahme des Streckenabschnitts ausgeführt werden kön-
nen.

 3. An welchem Stand der Umsetzung befinden sich die im Rahmen des 
BahnhofskonzeptPlus bzw. der Förderinitiative zur Attraktivitätssteige-
rung und Barrierefreiheit von Bahnhöfen (FABB) eingeleiteten Baumaß-
nahmen bezüglich der in Rheinland-Pfalz befindlichen Bahnhöfe (vgl. 
Vorbemerkung der Fragesteller)?

a) Wann wird mit einem Abschluss der Maßnahmen bezüglich der 
Bahnhöfe Alzey, Bingen (Stadt) und Pfalzel (kleinere Bahnhöfe) ge-
rechnet?

b) Wann wird mit einem Abschluss der Maßnahmen bezüglich der 
Bahnhöfe Bad Münster am Stein, Saarburg (Bz Trier), Monsheim 
(mittlere Bahnhöfe) gerechnet?

c) Wann wird mit einem Abschluss der Modernisierungsarbeiten von 
Empfangsgebäuden an den Bahnhöfen Grünstadt sowie Neustadt 
(Weinstraße) Hbf. gerechnet?

Die Fragen 3 bis 3c werden gemeinsam beantwortet.
Nach Auskunft der DB AG soll die Umsetzung der Baumaßnahme in Alzey in 
den Sommerferien 2022 sowie in Bingen Stadt und in Pfalzel in den Jahren 
2024 und 2025 erfolgen. Die Umsetzung der Maßnahmen an den drei genann-
ten Bahnhöfen soll in den Jahren 2026 und 2027 umgesetzt werden.
Nach Auskunft der DB AG laufen die Planungen für die Modernisierungsarbei-
ten am Empfangsgebäude Neustadt (Weinstr) Hbf. Die erforderlichen Finanzie-
rungsanträge werden bei entsprechender Planungstiefe von der DB AG an das 
Eisenbahn-Bundesamt übersandt. Für die Maßnahme in Grünstadt erfolgt die 
Planungsbeauftragung nachgelagert. Der Umsetzungshorizont dieses Bundes-
programms ist bis 2026 vorgesehen.

 4. An welchen Bahnhöfen in Rheinland-Pfalz erkennt die Bundesregierung 
gegenwärtig eine besondere Notwendigkeit von Bau- und Sanierungs-
maßnahmen bezüglich der objektiven Sicherheit sowie des subjektiven 
Sicherheitsempfindens der Fahrgäste?

Der Bundesregierung sind keine Bahnhöfe in Rheinland-Pfalz bekannt, bei de-
nen eine besondere Notwendigkeit von Bau- und Sanierungsmaßnahmen vor-
liegt.

 5. Anhand welcher Kriterien bemisst die Bundesregierung etwaigen bauli-
chen Bedarf zur Stärkung der objektiven Sicherheit und des subjektiven 
Sicherheitsempfindens?

Verantwortlich für Baumaßnahmen ist in erster Linie der Infrastrukturbetreiber. 
Sollte die Bundespolizei im Rahmen der Kooperation beteiligt werden, so wer-
den entsprechende einzelfallbezogene Empfehlung ausgesprochen. Nach Aus-
kunft der DB AG arbeitet diese eng mit den Sicherheitsbehörden zusammen 
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und passt ihr ganzheitliches Sicherheitskonzept an Empfehlungen der Sicher-
heitsbehörden an.

 6. Verwendet die Bundesregierung für den Begriff des Angstraumes eine 
Arbeitsdefinition, und wenn ja, wie lautet diese?

 7. Wie identifiziert die Bundesregierung Angsträume in Bezug auf die bau-
liche Gestaltung und Instandhaltung von Bahnhöfen?

 8. Welche Bahnhöfe in Rheinland-Pfalz sind nach Auffassung der Bundes-
regierung besonders von entstandenen Angsträumen betroffen?

Die Fragen 6 bis 8 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Die Bundesregierung nutzt den Begriff „Angstraum“ nicht.

 9. Welche Bahnhöfe in Rheinland-Pfalz sind nach den Kategorisierungen 
der Bundesregierung besonders von Vandalismus und Verwahrlosung be-
troffen?

Eine entsprechende Kategorisierung erfolgt nicht.

10. Welche Bahnhöfe in Rheinland-Pfalz verfügen derzeit über ein von der 
Deutschen Bahn bereitgestelltes WLAN-Angebot?

Nach Auskunft der DB AG gibt es in Rheinland-Pfalz WLAN-Angebote an den 
folgenden sechs Standorten: Kaiserslautern Hbf, Ludwigshafen (Rhein) Hbf, 
Neustadt (Weinstr) Hbf, Koblenz Hbf, Mainz Hbf, Worms Hbf.

11. Welche Bahnhöfe in Rheinland-Pfalz sollen ein solches WLAN-Angebot 
noch im Laufe des Jahres 2022 erhalten?

Nach Auskunft der DB AG sind für das Jahr 2022 keine Maßnahmen geplant.

12. Welches Fahrgastaufkommen wurde im Jahr 2021 an den von Zügen der 
Deutschen Bahn angefahrenen Bahnhöfen in Rheinland-Pfalz erhoben?

13. Wie verteilt sich dieses Fahrgastaufkommen auf die von Zügen der Deut-
schen Bahn angefahrenen Bahnhöfe in Rheinland-Pfalz (bitte nach Höhe 
des Fahrgastaufkommens in absteigender Reihenfolge auflisten)?

Die Fragen 12 und 13 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Nach Auskunft der DB AG liegen pandemiebedingt keine validen Reisenden-
zahlen für das Jahr 2021 vor.

14. Wie viele Straftaten wurden im Jahr 2021 an den Bahnhöfen in 
Rheinland-Pfalz registriert (bitte nach Möglichkeit nach Monatsscheiben, 
strafrechtlichem Delikt und etwaig erfassten und zusammenfassbaren 
Phänomen und Modi Operandi aufschlüsseln)?

a) Wie hoch war diesbezüglich die Aufklärungsquote?
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b) Wie hoch war diesbezüglich der Anteil der Tatverdächtigen ohne 
deutsche Staatsbürgerschaft sowie von Tatverdächtigen, die neben 
der deutschen im Besitz weiterer Staatsbürgerschaften waren?

c) Wie verteilen sich diesbezüglich die Staatsangehörigkeiten der Tat-
verdächtigen, die entweder keine deutsche Staatsbürgerschaft besit-
zen oder neben der deutschen im Besitz einer weiteren Staatsbürger-
schaft sind (bitte die zehn meistvorkommenden Staatsangehörigkei-
ten und deren Anteil an den Straftaten in absoluten Zahlen sowie pro-
zentual ausweisen)?

Die Fragen 14 bis 14c werden gemeinsam beantwortet.
Die Polizeiliche Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES) enthält keine Auf-
klärungsquoten. Mit Blick auf die weitere Teilfrage zur Aufklärungsquote kann 
die Darstellung daher nur auf Grundlage der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) erfolgen. Die PKS der Länder lässt keine differenzierte Betrachtung der 
Tatörtlichkeit Bahnhof zu. Zur weiteren Betrachtung kann hilfsweise die Zuar-
beit der Bundespolizei zur PKS genutzt werden. Die Fallzahlen und entsprech-
enden Aufschlüsselungen sind der Anlage 1* zu entnehmen.
Eine weitere Aufschlüsselung der anliegenden statistischen Daten der Bundes-
polizei ist nicht möglich.
Die Gesamtaufklärungsquote der von der Bundespolizei im Rahmen ihrer 
Strafverfolgungszuständigkeit im bahnpolizeilichen Aufgabenbereich im Land 
Rheinland-Pfalz ermittelten Taten belief sich für das Jahr 2021 auf 37,5 Pro-
zent.
Der Anteil der Tatverdächtigen, die nicht im Besitz einer deutschen Staatsange-
hörigkeit sind, lag im Berichtsjahr 2021 bei 44,5 Prozent.
Bei Tatverdächtigen, die eine deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, wird eine 
ggf. weitere existente Staatsangehörigkeit statistisch nicht erfasst. Insofern lie-
gen für diesen Teilaspekt keine statistischen Daten vor.
Der nachstehenden Tabelle sind die Daten zu Tatverdächtigen, die zum Tatzeit-
punkt keine deutsche Staatsangehörigkeit besaßen, zu entnehmen.

Staatsangehörigkeit Anzahl nichtdeutscher
Tatverdächtiger Anteil in Prozent

Gesamt 246
Syrien  26 10,6
Afghanistan  25 10,2
Polen  24  9,8
Algerien  18  7,3
Marokko  16  6,5
Rumänien  14  5,7
Türkei  12  4,9
Somalia   9  3,7
Bulgarien   6  2,4
Pakistan   6  2,4

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/1562 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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15. Wie verteilen sich nach Kenntnis der Bundesregierung die im Jahr 2021 
registrierten Straftaten auf die einzelnen Bahnhöfe in Rheinland-Pfalz 
(bitte nach Möglichkeit die Bahnhöfe nach Landkreisen sortiert auswei-
sen)?

Es wird auf die Anlage 2* verwiesen. Aufgrund der erfragten bahnhofgenauen 
Darstellung ist eine Darstellung nur mit Hilfe der PES möglich. Eine automati-
sierte Ausweisung der Landkreise ist in der PES nicht möglich.

16. Im Bereich welcher Delikte liegen (bezogen auf Bahnhöfe und den Zug-
verkehr) nach Erkenntnissen der Bundesregierungen die quantitativ so-
wie qualitativ relevantesten Bereiche der Dunkelfeldkriminalität?

17. Welche Maßnahmen unternimmt die Bundesregierung, um die Dunkel-
ziffern zukünftig zu verkleinern (bitte ausführen und begründen)?

Die Fragen 16 und 17 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die Bundespolizei führt im Rahmen ihrer bahnpolizeilichen Aufgabenwahrneh-
mung keine Dunkelfeldforschung durch. Der Bundesregierung liegen insofern 
hierzu keine weiteren Informationen vor.
Die auf den Bahnhöfen und in den Zügen zuständige Bundespolizei führt unab-
hängig davon u. a. kriminalpräventive Kampagnen durch. Ziel solcher Kam-
pagnen ist es, insbesondere die Nutzer der Bahn hinsichtlich ihres Verhaltens 
zur Vermeidung der Opferwerdung, zu Aspekten der Zivilcourage sowie zum 
Anzeigeverhalten zu sensibilisieren. Darüber hinaus haben öffentlich zugängli-
che Studien gezeigt, dass auch die polizeiliche Präsenz zur sogenannten Erhel-
lung des Dunkelfelds beiträgt.

18. Wie lange waren im Bereich der Bahnhöfe und des Zugverkehrs in 
Rheinland-Pfalz die durchschnittlichen Interventionszeiten für Einsätze 
der Bundespolizei (bitte für die Jahre 2020 und 2021 nach Quartalen auf-
schlüsseln)?

19. Wie lange waren die durchschnittlichen Interventionszeiten für Einsätze 
der Bundespolizei im Bereich der Bahnhöfe und des Zugverkehrs in der 
Landeshauptstadt Mainz sowie im Landkreis Mainz-Bingen (bitte quar-
talsweise für die einzelnen Bahnhöfe bzw., wenn nicht erfasst, nach 
Dienststellen der Bundespolizei aufschlüsseln)?

Die Fragen 18 und 19 werden aufgrund ihres Sachzusammenhanges gemein-
sam beantwortet.
Die Bundespolizei erhebt im Zuge ihrer Einsatzbewältigung keine Interventi-
onszeiten.

20. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, welche Faktoren 
im Bereich von Bahnhöfen das subjektive Sicherheitsempfinden von 
Fahrgästen sowie die objektivierbare Sicherheitslage in besonderem Ma-
ße beeinflussen (sofern möglich bitte ausführen)?

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 20/1562 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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21. Inwiefern wirken sich darüber hinaus nach Erkenntnissen der Bundes-
regierung ggf. die folgenden Faktoren auf das subjektive Sicherheitsemp-
finden sowie auf die objektivierbare Sicherheitslage aus:

a) örtliche Lage des Bahnhofs,

b) baulicher Zustand,

c) Ausstattung mit gastronomischen, gewerblichen Serviceangeboten 
sowie öffentliche Toiletten,

d) kostenloses WLAN-Angebot,

e) technische Sicherheitsmaßnahmen (Überwachungskameras, Durch-
sagen usw.),

f) Dienststellendichte der Bundespolizei bzw. räumliche Nähe der Lan-
despolizeidienststellen?

Die Fragen 20 bis 21f werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die Bundesregierung hat keine eigenen Studien zum subjektiven Sicherheits-
empfinden in Bahnhöfen und Zügen initiiert.
Als assoziierter Partner hat die Bundespolizei in den Jahren 2016 bis 2019 am 
Sicherheitsforschungsprojekt „Wirtschaftlichkeit von Sicherheitsmaßnahmen 
im öffentlichen Personenverkehr (WiSiMa)“ teilgenommen. Verbundpartner 
war hier neben der Freien Universität Berlin, der Universität Bremen, der Tech-
nischen Hochschule Wildau und dem Fraunhofer Institut auch die DB AG.
Das Projekt WiSiMa weist im Rahmen der Studienvorstellung endogene Fakto-
ren aus, die Einfluss auf das subjektive Sicherheitsempfinden der Nutzer des 
öffentlichen Personenverkehrs nehmen können.
Zu den endogenen Faktoren zählen dabei unter anderem Viktimisierungserfah-
rungen, persönliche Risikobereitschaft sowie das Vertrauen in gesellschaftliche 
Strukturen und Systeme. Auch Maßnahmen wie Übersichten und Darstellungen 
von Flucht- und Rettungswegen haben einen positiven Einfluss auf das subjek-
tive Sicherheitsempfinden von Bahnreisenden.
Als objektivierbare Faktoren stellt die Studie Smartphonenutzung, Medienbe-
richterstattung und technische Sicherheitsmaßnahmen heraus. Die Smartphone-
nutzung wirkt sich positiv auf das Sicherheitsempfinden im öffentlichen Perso-
nenverkehr aus. Die Optimierung der Mobilfunkabdeckung und Einsatz des 
Smartphones als Sicherheitsmaßnahmen helfen dabei, die soziale Präsenz zu er-
höhen.
Technische Sicherheitsmaßnahmen wie Videoüberwachung und Lautsprecher-
durchsagen helfen darüber hinaus das subjektive Sicherheitsempfinden zu stei-
gern.
Darüber hinaus wird auf veröffentliche Studien und Befragungen, wie z. B. des 
Berliner Forums Gewaltprävention verwiesen (abrufbar unter: https://www.berl
in.de/lb/lkbgg/_assets/bfg-70_heft-2.pdf).
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